Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 845 


Der Bundesminister für Wohnungsbau 

I B 1 — 1803/6/59 


Bad Godesberg, den 3. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Förderung des sozialen Wohnungsbaues 1959 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 802 — 


Zu der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD betreffend Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues 1959 nehme ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt Stellung: 

Zu Frage 1 

Auf einer Konferenz mit den Herren Wiederaufbauministern (Sena- 
toren) der Länder am 18. Dezember 1958 ist den Ländern eine Finan- 
zierungsvorschau für den Wohnungsbau 1959 gegeben worden in 
Form einer Übersicht über die Haushaltsansätze und Bindungsermäch- 
tigungen für das Haushaltsjahr 1959, die einen Betrag von über 
3,5 Mrd. DM erreichen. Es wurde dabei darauf hingewiesen, daß mit 
diesem Betrag diejenigen Haushaltsansätze nicht erfaßt seien, die 
1959 zur kassenmäßigen Abdeckung bereits eingegangener Ver- 
pflichtungen benötigt würden, auf der anderen Seite aber auch Be- 
träge darin enthalten seien, die erst für das Baujahr 1960 zum Ein- 
satz kommen werden. 

Bis Ende 1958 ist für den Wohnungsbau 1959 ein Betrag von insge- 
samt rd. 2 Mrd. DM verteilt worden. 

Zu Frage 2 

Die zugeteilte bzw. bekanntgegebene Summe (Mittel und Bindungs- 
ermächtigungen) verteilte sich wie folgt auf die einzelnen Förde- 
rungsmaßnahmen : 
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Mio DM Mio DM 
Bindungser- 
mächtigungen 


I. Mittel aus dem Bundeshaushalt 

1. Allgemeiner sozialer Wohnung: 

(§ 18 Abs. 1 II. WoBauG) .... 

2. Zuschüsse für Wo-Prämien (§ 88 Abs. 1) 100 

3. Ausgleich für überdurchschnittliche Pr 

mienbelastung (§ 88 Abs. 2, 3) . . . 

4. Rückflüsse 

a) Versuchs- und Vergleichsbauten . 

b) sonstige Darlehen 

c) Zinszuschüsse für junge Familien 

5. Sonderprogramme 

a) SBZ-Flüchtlingswohnungsbau . . 

b) Umsiedlung 

c) Evakuiertenrückführung . . . 

d) Barackenräumung 

e) Bergarbeiterwohnungsbau (Treu- 
handvermögen) 

f) Bundesbedienstetenwohnungsbau 

g) Bundesstraßenverdrängte . . . 

h) Freimachung von Liegenschaften f 

die Bundeswehr 

i) Bundeswehrwohnungsbau . . . 

II. Mittel aus dem Ausgleichsfonds 


2. Aufbaudarlehen . . 

3. Aus dem Härtefonds 
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Zu Frage 3 

I. Die in der Beantwortung der Frage 1 genannten rd. 2 Mrd. DM 
setzen sich wie folgt zusammen: 

a) Zur Förderung des Wohnungsbaues für 
Zuwanderer aus dem sowjetischen Be- 
satzungsgebiet sowie von Aussiedlern 

und ihnen gleichgestellten Personen . . rd. 940 Mio DM 

(verteilt am 17. Dezember 1958) 

b) Bundeshaushaltsmittel zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues gemäß 

§ 18 Abs. 1 des 11. WoBauG 560 Mio DM 

(verteilt am 18. Dezember 1958) 

c) Mittel zur Lager- und Barackenräumung 14 Mio DM 10 ) 

(verteilt am 11. Dezember 1958) 

d) Mittel aus dem Lastenausgleich zur För- 
derung des Wohnungsbaues (Wohn- 

raumhilfemittel und Aufbaudarlehen) . 450 Mio DM 11 ) 

(verteilt am 23. Dezember 1958) 

insgesamt 1 964 Mio DM 

II. Darüber hinaus werden noch zur Vertei- 
lung gelangen 

a) Zuschüsse für Wohnungsbauprämien 
(§ 88 Abs. 1 des II. WoBauG) und Aus- 
gleichsmittel für überdurchschnittliche 
Prämienbelastungen (§ 88 Abs. 2 und 3 

des II. WoBauG) 136 Mio DM 

Diese Mittel werden nach Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes 1959 verteilt, so- 
bald die tatsächlichen Prämienausgaben 
der Länder im Rechnungsjahr 1958 fest- 
stehen. 

b) Mittel zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues 160 Mio DM 

Die Verteilung der Mittel an die Län- 
der, in denen Kohlenbergbau betrieben 

wird, ist abhängig von dem tatsächlichen 
Aufkommen der Kohlenabgabe. Da die 
Erhebung am 31. Dezember 1959 endet, 
kann in diesem Jahr nicht wie in den 
Vorjahren das geschätzte Aufkommen 
in voller Höhe im voraus verteilt wer- 
den, um das Entstehen von ungedeckten 
Mehrausgaben zu vermeiden. Im März 

10 ) Bindungsermächtigung 1958 für 1959 
") Vorverteilung aus insgesamt 520 Mio DM 
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1959 wird deshalb zunächst ein Teil- 
betrag von etwa 100 Mio DM an die 
Lander verteilt werden. 

c) Mittel für die Umsiedlung von Land zu 

Land, deren Verteilung baldigst erfol- 
gen soll 

d) Mittel für die Evakuiertenrückführung 

von Land zu Land, deren Verteilung 
ebenfalls baldigst erfolgen soll . . . 

e) Mittel für Lager- und Barackenräumung 

f) Mittel für Bundesstraßenverdrängte . . 

Die Mittel werden den Ländern entspre- 
chend dem Fortgang der geplanten Stra- 
ßenbaumaßnahmen durch Einzelbewilli- 
gungen zur Verfügung gestellt. 

g) Mittel für den Bundesbedienstetenwoh- 
nungsbau (siehe hierzu Anmerkung 5 ) . 

Die Mittel werden den Oberfinanz- 
direktionen nach Maßgabe ihrer Be- 
darfsanforderung zugeteilt, sobald der 
Bundesminister der Finanzen die hier- 
zu erforderliche haushaltsrechtliche Zu- 
stimmung erteilt hat. 

h) Mittel für den Wohnungsbau zugunsten 

der Bundeswehr (siehe hierzu Anmer- 
kung ö ) 

Die Mittel werden den Oberfinanzdirek- 
tionen nach Maßgabe der jeweils vom 
Bundesminister für Verteidigung mit- 
geteilten Wohnungsbedarfsanforderun- 
gen zugeteilt. 

i) Zuschüsse als Hilfsmaßnahmen zur För- 

derung des Baues von Familienheimen 
und eigengenutzten Eigentumswohnun- 
gen für junge Familien 

Die Mittel werden den darlehensgewäh- 
renden Kreditinstituten über ihre zen- 
tralen Kreditinstitute zugewiesen. 

j) Aus dem Härtefonds (LAG-Mittel) . . 

Der Gesamtbetrag der für den Härte- 
fonds zur Verfügung stehenden Mit- 
tel (jährlich 140 Mio DM) dient mehre- 
ren Verwendungszwecken. Wieviel da- 
von — auch in den einzelnen Län- 
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! ) aus der Bindimgsermäditigimg für 1959 
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dern — auf den Wohnungsbau entfällt, 
ergibt sich jeweils erst am Ende des 
Rechnungsjahres. 

Darüber hinaus besteht eine Bindungser- 
mächtigung für die im Rechnungsjahr 1959 
eingewiesenen Zuwanderer und Aussiedler 

in Höhe von 500 Mio DM. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau kann 
diese Bindungsermächtigung erforderlichen- 
falls zur kontinuierlichen Fortsetzung des 
Wohnungsbaues für den vorgenannten Per- 
sonenkreis im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen unter Anrechnung auf 
die für das Rechnungsjahr 1960 vorgesehenen 
Mittel nach der für das Rechnungsjahr 1960 
geltenden Regelung in Anspruch nehmen. 

Zu Frage 4 

Soweit sich die Grundsätze für die Aufteilung der Mittel auf die Län- 
der für die einzelnen Maßnahmen nicht schon aus der Beantwortung 
der Frage 3 ergeben, wird hierzu folgendes ausgeführt: 

a) Die Mittel zur Förderung des allgemeinen sozialen Wohnungs- 
baues nach § 18 Abs. 1 II. WoBauG werden gemäß § 19 Abs. 1 
a. a. O. auf die Länder verteilt. Für 1959 ist die Verteilung auf 
Grund der Ergebnisse der umfassenden amtlichen Wohnungs- 
statistik 1956/57 unter Wertung des Gewichts der unerledigten 
Anträge auf Förderung des Baues von Familienheimen und von 
sonstigen Wohnungen für Wohnungsuchende mit geringem Ein- 
kommen erfolgt. 

b) Die Mittel für Zuwanderer und Aussiedler werden auf die Län- 
der entsprechend ihrem Aufnahmeschlüssel verteilt. 

c) Mittel für die Umsiedlung von Land zu Land werden den Län- 
dern nach dem in der Anlage zur Umsiedlungsverordnung vom 
5. Juni 1956 (BGBL I S. 490) vorgesehenen Aufnahmeschlüssel 
zur Verfügung gestellt. 

d) Mittel für die Evakuiertenrückführung von Land zu Land. 

Den Verteilungen werden die Ergebnisse der Statistik über die zur 
Rückführung registrierten Evakuierten zugrunde gelegt. 

e) Mittel für die Lager- und Barackenräumung. 

Bei der Verteilung von 14 Mio DM im Dezember 1958 sind die 
Ergebnisse der Lagerstatistik vom 30. Juni 1955 und der Statistik 
über die Bewohner von Wohnungen in Notwohngebäuden vom 
25. September 1956 berücksichtigt worden. 

f) Mittel für Bundesstraßenverdrängte. 

Die Mittel dienen zur Schaffung von Wohnungen für Personen, 
die durch den Ausbau der Bundesstraßen und Bundesautobahnen 
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ihren bisherigen Wohnraum aufgeben müssen. Sie werden des- 
halb nicht nach einem festen Schlüssel den Ländern zugeteilt. Ihr 
Einsatz richtet sich nach dem Fortgang der Straßenbaumaßnahmen. 

g) Rückflüsse. 

Die Mittel werden gemäß § 20 Abs. 1 II. WoBauG laufend zur 
Förderung von Maßnahmen zugunsten des sozialen Wohnungs- 
baues verwendet. 

h) Lastenausgleichsmittel zur Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues. 

Die Mittel werden nach einem Schlüssel auf die Länder ver- 
teilt, der sich aus dem Wohnungdefizit der Geschädigten und 
einer Eigentumskomponente zusammensetzt. 

Zu Frage 5 


Von den in der Beantwortung zu Frage 3 Abschnitt I genannten 
Beträgen entfallen in den verschiedenen Förderungsmaßnahmen fol- 
gende Anteile auf die einzelnen Länder: 



Bundeshaus- 
haltsmittel 
gemäß § 18 
Abs. 1 

II. WoBauG 

DM 

Mittel für 
Zuwanderer 
und Aus- 
siedler 

DM 

Ba- 

racken- 

räumung 

DM 

Lastenausgleichs- 

mittel 

Wohn- A ,, 

raum- Aufbau- 

hilfe dariehen 

DM DM 

Schleswig- 
Holstein . . 

27 500 000 

23 087 164 

2 646 000 

6 500 000 

22 600 000 

Hamburg. . 

24 200 000 

35 246 440 

980 000 

5 600 000 

19 600 000 

Nieder- 
sachsen . . 

77 440 000 

83 848 785 

3 976 000 

19 000 000 

66 500 000 

Bremen . . . 

8 250 000 

12 712 788 

224 000 

1 100 000 

3 900 000 

Nordrhein- 
Westfalen . 

160 435 000 

305 829 673 

2 002 000 

25 400 000 

89 000 000 

Hessen . . . 

49 225 000 

66 371 700 

364 000 

9 500 000 

33 100 000 

Rheinland- 
Pfalz . . . . 

23 760 000 

84 474 660 

294 000 

2 400 000 

8 400 000 

Baden- 

Württemberg 58 850 000 

144 703 016 

658 000 

8 500 000 

29 900 000 

Bayern . . . 

89 100 000 

92 355 825 

2 030 000 

18 800 000 

65 900 000 

West-Berlin 

31 240 000 

65 813 400 

826 000 

3 200 000 

11 100 000 

Saarland . . 

— 

25 829 575 

— 

— 

— 

550 000 000 *) 

940 273 026 

14 000 000 100 000 000 

350 000 000 

*) V 10 Mio DM für den Sonderfonds 

des Herrn 

Ministers 



Welche Anteile an den Bindungsermächtigungen in den verschiedenen 
Förderungsmaßnahmen auf die einzelnen Länder entfallen, kann nicht 
gesagt werden, da im allgemeinen bei den Zuteilungen zwischen den 
im Bundeshaushalt bereitgestellten Beträgen und den Bindungs- 
ermächtigungen nicht unterschieden wird. Auch ist noch nicht zu über- 
sehen, welche Beträge die Länder aus etwaigen Nachbewilligungen 
erhalten werden. 


Lücke 
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